
   

 
Öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die interkommunale 

Zusammenarbeit zur Gewährleistung der Sicherheit bei Veranstaltungen 
 
 
Zwischen der Gemeinde Wehrheim, vertreten durch den Gemeindevorstand, 
 
und 
 
der Gemeinde Weilrod, vertreten durch den Gemeindevorstand, 
 
und 
 
der Gemeinde Schmitten, vertreten durch den Gemeindevorstand, 
 
wird gemäß §§ 24 ff. des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (KGG) vom 16.12.1969 
(GVBI. I S. 307), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 16. Februar 2023 (GVBI. S. 83, 88) 
folgende 
 

öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
 
geschlossen: 
 

Präambel 
 
In Kenntnis der schrecklichen Ereignisse mit Schädigung von Veranstaltungsteilnehmern durch in 
Menschenmengen rasende Fahrzeuge und der dadurch bundesweit angespannten Sicherheitslage 
sowie in dem Bestreben, die Sicherheit lokaler Veranstaltungen zu verbessern und dies nicht alleine 
auf die Veranstalter abzuwälzen, haben sich die Partnerkommunen darauf verständigt, notwendige 
Infrastruktur gemeinsam zu beschaffen und zu nutzen. Die anzuschaffenden Einrichtungen können 
von den Partnerkommunen für die Absicherung eigener Veranstaltungen oder für Veranstaltungen 
von Dritten eingesetzt werden. 
 

§ 1 
Beteiligte und Aufgaben 

 
(1) Die Gemeinde Wehrheim verpflichtet sich gemäß §§ 24 Abs. 1, 25 Abs. 2 KGG für die 

Gemeinden Wehrheim, Weilrod und Schmitten folgende Aufgaben durchzuführen: 
 

Beschaffung von mobilen Sperrsystemen 
 
(2) Die Gemeinden Wehrheim verpflichtet sich gemäß §§ 24 (1), 25 ( 2) KGG für die Gemeinden 

Wehrheim, Weilrod und Schmitten folgende Aufgaben durchzuführen: 
 

Bewirtschaftung der Sperrsysteme 



 
(3) Die Rechte und Pflichten der Gemeinde Wehrheim, Weilrod und Schmitten als allgemeine 

Ordnungsbehörde und Veranstalter von Veranstaltungen bleiben unberührt. Diese 
Aufgabenstellungen werden von dieser Vereinbarung nicht erfasst. 

 
(4) Im Übrigen verpflichten sich die Gemeinden Wehrheim, Weilrod und Schmitten, die in Abs. 1 

und 2 bezeichneten Aufgaben für die Partnerkommunen nach Maßgabe der nachstehenden 
Bestimmungen durchzuführen. 

 
§ 2 

Mitwirkungsrechte 
 
Die Gemeinden Wehrheim, Weilrod und Schmitten verpflichten sich, wichtige Entscheidungen nicht 
ohne die Zustimmung der Partnerkommunen zu treffen. Dies gilt ausschließlich für Angelegenheiten, 
die die gemeinsame Beschaffung, Lagerung und Nutzung der Sperrsysteme betreffen. 
 

§ 3 
Aufgabenstellung der Gemeinden Wehrheim, Weilrod und Schmitten 

 
(1) Die Gemeinde Wehrheim beschafft notwendige mobile Sperrsysteme. 
 
(2) Die Sperrsysteme werden demontiert zentral in Wehrheim, Weilrod und Schmitten gelagert. 

Die Ausgabe und Rücknahme der Sperrsysteme erfolgen durch die Gemeinden Wehrheim, 
Weilrod und Schmitten. Sofern Sperrsystem von Dritten genutzt werden, wird eine 
Nutzungsvereinbarung abgeschlossen. 

 
(3) Die Gemeinden Wehrheim, Weilrod und Schmitten organisieren die Wartung der 

Sperrsysteme. 
 

§ 4 
Kostenaufteilung 

 
(1) Die notwendigen Anschaffungskosten werden nach folgendem Schlüssel aufgeteilt: 

 
Gemeinde Wehrheim   1/3 
Gemeinde Weilrod   1/3 
Gemeinde Schmitten   1/3 
 
Die zu erwartenden Investitionszuschüsse werden ausschließlich nach gleichem 
Verteilschlüssel für die Anschaffung der Sperrsysteme verwendet. 
 

(2) Die Bewirtschaftungskosten (Lagerung, Wartung, Ersatzbeschaffung, etc.) werden in 
tatsächlicher Höhe nach dem in Abs. 1 genannten Schlüssel aufgeteilt. Der einwandfreie 
Zustand der Absperrvorrichtungen ist vor jedem Gebrauch durch die abgebenden und 
annehmenden Kommunen bzw. eine Veranstaltung ausrichtenden Vereinen von den jeweils 
zuständigen Personen zu prüfen, und dies in einem unterschriebenen Abnahme- bzw. 
Übergabeprotokoll zu dokumentieren. 

 
 
 



§ 5 
Dauer der Vereinbarung 

 
(1) Die Vereinbarung hat zunächst eine Laufzeit von 5 Jahren. Nach Ablauf gilt die Vereinbarung 

unbefristet. 
 

(2) Jede Kommune ist berechtigt, die Vereinbarung innerhalb einer Frist von 6 Monaten zum Ende 
eines Kalenderjahres zu kündigen, frühestens zum 31.12.2030. Die Kündigung ist den 
Gemeindevorständen der Partnerkommunen schriftlich mitzuteilen. 

 
(3) Im Falle einer Kündigung erfolgt keine Rückerstattung der in § 4 Abs. 1 festgelegten 

Investitionskostenzuschüsse. Nach der Kündigung wird der in § 4 Abs. 1 genannte Schlüssel 
entsprechend neu berechnet.  

 
§ 6 

Änderung, Aufhebung 
 
Änderungen sowie die Aufhebung der Vereinbarung bedürfen der Schriftform. 
 

§ 7 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Vereinbarung tritt zum 01.01.2026 in Kraft. 
 

Der Gemeindevorstand der Gemeinde Wehrheim 
 
 
Wehrheim, den 
 
 
 
 
……………………………………  (Siegel)  …………………………………… 
         Bürgermeister      Erster Beigeordneter 
 
Der Gemeindevorstand der Gemeinde Weilrod 
 
 
Wehrheim, den 
 
 
 
 
……………………………………  (Siegel)  …………………………………… 
         Bürgermeister          Erster Beigeordneter 
 
Der Gemeindevorstand der Gemeinde Schmitten 
 
 
Wehrheim, den 
 
 



 
 
……………………………………  (Siegel)  …………………………………… 
         Bürgermeisterin          Erster Beigeordneter 

 




